
Fratzscher, Marcel

Article

Weder Standort-Konzept noch Sofortprogramm werden
Deutschland zukunftsfähig machen

DIW Wochenbericht

Provided in Cooperation with:
German Institute for Economic Research (DIW Berlin)

Suggested Citation: Fratzscher, Marcel (2024) : Weder Standort-Konzept noch Sofortprogramm
werden Deutschland zukunftsfähig machen, DIW Wochenbericht, ISSN 1860-8787, Deutsches
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, Vol. 91, Iss. 8, pp. 120-,
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-8-3

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/295203

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-8-3%0A
https://hdl.handle.net/10419/295203
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


120 DIW Wochenbericht Nr. 8/2024

KOMMENTAR
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Deutschland steht vor großen wirtschaftlichen Herausforde-

rungen und Transformationen, während sich die Bedingungen 

der Globalisierung verschieben. CDU/CSU fordern von der 

Bundesregierung ein „Sofortprogramm“ mit Hilfen für Unter-

nehmen. Bundesfinanzminister Lindner von der FDP will ein 

„Standort-Konzept“ entwickeln, mit dem Deutschland mit Steu-

ererleichterungen für Unternehmen attraktiver wird. Keine der 

beiden Ideen wird Deutschland zukunftsfähig machen, denn alle 

drei Parteien versuchen, die Probleme mit Geld zuzuschütten, 

anstatt strukturelle und dauerhafte Lösungen zu ermöglichen. 

Die deutsche Wirtschaft hat kein konjunkturelles, sondern ein 

strukturelles Problem. Die Unternehmen müssen die öko-

logische und digitale Transformation sowie die veränderte 

Globalisierung zügig bewältigen, um im globalen Wettbewerb zu 

bestehen. Ein Konjunkturprogramm, das Unternehmen kurzfris-

tig mit mehr Geld beglücken soll, wird lediglich ein konjunkturel-

les Strohfeuer entfachen. 

Die Vorschläge der Parteien zementieren eher den Status 

quo, anstatt die Rahmenbedingungen für alle Unternehmen 

zu verbessern. Transformation erfordert Veränderungen. Inno-

vationen und neue Ideen werden nur dann entstehen können, 

wenn alte Ideen und Strukturen sich wandeln. Es ist gut, wenn 

Unternehmen wie Miele einen Teil ihrer arbeitsintensiven Pro-

duktion in Länder wie Polen verlagern oder Unternehmen ihre 

energieintensive Produktion in die USA verschieben, wo die 

Kosten niedriger sind. Solche Verschiebungen sind notwen-

dig, um Unternehmen als Ganzes zu stärken. Ziel einer klugen 

Wirtschaftspolitik kann nicht der Erhalt von Unternehmen und 

Produktionen per se sein, sondern die Stärkung von Innovati-

onsfähigkeit und der Erhalt guter Arbeitsplätze. Der Versuch, 

existierende Strukturen zu zementieren, wird die De-Industriali-

sierung langfristig beschleunigen. 

Die Vorschläge von Union und FDP setzen die falschen wirt-

schaftspolitischen Prioritäten: Sie versuchen, den vermeintlich 

leichten Weg zu gehen und Unternehmen mit Versprechen von 

Steuersenkungen zu befrieden. Für die meisten Unternehmen 

ist nicht die steuerliche Belastung das Problem – zumal die 

Steuerlast für die meisten geringer ist als noch vor 25 Jahren. 

Die zentralen Probleme für viele Unternehmen sind vielmehr 

eine überbordende Bürokratie und fehlende Planungssicherheit. 

Die Bundesregierung versucht das zu verbessern, allerdings 

müssen Bund, Länder und Kommunen diese Aufgabe gemein-

sam bewältigen. Sie ist schwierig zu lösen, weil es an die Besitz-

stände mächtiger Gruppen in Wirtschaft und Gesellschaft geht. 

Zudem behindert die mangelnde Infrastruktur bei Digitalisie-

rung, Verkehr und Energie private Investitionen. Diese zentrale 

Hürde abzubauen erfordert massive staatliche Investitionen, 

die mit der gegenwärtigen Schuldenbremse nicht vereinbar 

sind. Vor allem FDP und CDU/CSU sind jedoch strikt gegen 

eine Reform und ein weiteres Aussetzen der Schuldenbremse.  

Eine weitere Hürde für Unternehmen ist der Fachkräftemangel. 

Die fehlenden Arbeitskräfte gefährden die Existenz vieler 

mittelständischer und kleiner Unternehmen. Auch in diesem 

Zusammenhang muss die Politik Farbe bekennen: Ohne einen 

Abbau von Hürden für die Erwerbstätigkeit von Frauen und 

ohne eine stärkere Zuwanderung und bessere Integration derer, 

die bereits hier sind, wird das Arbeits- und Fachkräfteproblem 

nicht gelöst werden können. FDP und CDU/CSU bleiben kon-

krete Antworten schuldig.  

Zudem befeuern die Vorschläge die Polarisierung der Gesell-

schaft. Sie suggerieren, dass Einsparungen bei den Sozial-

ausgaben die Bedingung für eine finanzielle Entlastung der 

Unternehmen seien. Die wirtschaftliche Transformation wird 

jedoch nur gelingen, wenn es eine breite soziale Akzeptanz für 

die Veränderungen gibt. Eine starke Wirtschaft und leistungsfä-

hige Sozialsysteme sind in einer sozialen Marktwirtschaft kein 

Widerspruch, sondern sie bedingen einander. Deutschland wird 

erst dann zukunftsfähig werden können, wenn die Verantwort-

lichen in der Politik dies verstanden haben und entsprechend 

handeln. 

Der Beitrag ist am 18. Februar 2024 in der Welt am Sonntag erschienen.

Marcel Fratzscher ist Präsident des DIW Berlin.  

Der Kommentar gibt die Meinung des Autors wieder.

Weder Standort-Konzept 
noch Sofortprogramm werden 
Deutschland zukunftsfähig machen

MARCEL FRATZSCHER

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-8-3


DIW Berlin — Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung e. V.

Mohrenstraße 58, 10117 Berlin

www.diw.de

Telefon:  +49 30 897 89 – 0  E-Mail:  kundenservice@diw.de

91. Jahrgang  21. Februar 2024

Herausgeber*innen

Prof. Dr. Tomaso Duso; Sabine Fiedler; Prof. Marcel Fratzscher, Ph.D.;  

Prof. Dr. Peter Haan; Prof. Dr. Claudia Kemfert; Prof. Dr. Alexander S. Kritikos; 

Prof. Dr. Alexander Kriwoluzky; Prof. Karsten Neuhoff, Ph.D.;  

Prof. Dr. Carsten Schröder; Prof. Dr. Katharina Wrohlich

Chefredaktion

Prof. Dr. Pio Baake; Claudia Cohnen-Beck; Sebastian Kollmann;  

Kristina van Deuverden

Lektorat

Dr. Pia Hüttl

Redaktion

Rebecca Buhner; Dr. Hella Engerer; Ulrike Fokken; Petra Jasper; Sandra Tubik

Gestaltung

Roman Wilhelm; Stefanie Reeg; Eva Kretschmer, DIW Berlin

Umschlagmotiv

© imageBROKER / Steffen Diemer

Satz

Satz-Rechen-Zentrum Hartmann + Heenemann GmbH & Co. KG, Berlin

Der DIW Wochenbericht ist kostenfrei unter www.diw.de/wochenbericht 

abrufbar. Abonnieren Sie auch unseren Wochenberichts-Newsletter unter 

www.diw.de/wb-anmeldung

ISSN  1860-8787

Nachdruck und sonstige Verbreitung – auch auszugsweise – nur mit 

Quellenangabe und unter Zusendung eines Belegexemplars an 

den Kundenservice des DIW Berlin zulässig (kundenservice@diw.de).

http://www.diw.de
http://www.diw.de/wb-anmeldung
http://kundenservice@diw.de

